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Die Freiheitlichen
Bad Ischl




Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Bad Ischl möge beschließen:

Resolution

Die Oö. Landesregierung wird aufgefordert, Gemeinden beim Aufbau und Betrieb eines Gemeindewachkörpers bzw. einer Sicherheitswacht finanziell zu unterstützen. 

Begründung

Der Aufbau und Betrieb eines Gemeindewachkörpers bzw. einer Sicherheitswacht stellt für die Gemeinden eine große finanzielle Herausforderung dar. 

Das Beispiel der Stadtgemeinde Bad Ischl veranschaulicht dies: 

Bad Ischl hat mit Beginn des Badebetriebs im Jahr 1823 erstmals sogenannte Polizeidiener beschäftigt. Bis zum Jahr 1997 hat sich der Personalstand dieser Sicherheitswacht auf zehn Bedienstete erhöht, musste dann aber aus finanziellen Gründen auf sieben Bedienstete reduziert werden. 

Dies hatte zur Folge, dass der Posten um 19.00 Uhr geschlossen werden muss und nur noch zu besonderen Anlässen (z.B. Stadtfest oder Kirchtag) auch in der Nacht besetzt wird. Mit dem aktuellen Personalstand ist somit ein kontinuierlicher 24-Stunden-Dienst nicht mehr möglich.

Um einen lückenlosen Sicherheitsdienst gewährleisten zu können, wäre der Personalstand auf zehn Bedienstete zu erhöhen. Für das Budget bedeutet das aber eine weitere Belastung in der Höhe von rund 160.000 Euro im Jahr, was sich Bad Ischl aber nicht mehr leisten kann. 

Im Hinblick auf die in den letzten Jahren massiv gestiegenen Ausgaben für den Krankenanstaltenbeitrag und die SHV-Umlage kann eine Gemeinde wie Bad Ischl Aufgaben, die im eigenen Wirkungsbereich liegen, nur noch sehr eingeschränkt wahrnehmen.

Es wäre daher unbedingt notwendig, dass das Land Oberösterreich Gemeinden mit erhöhtem Sicherheitsbedürfnis beim Aufbau und – wie im Fall von Bad Ischl - Betrieb eines Gemeindewachkörpers oder einer Sicherheitswacht finanziell unterstützt. 

